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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

05.04.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2018/19/0101 

Rechtssatz 

Die Vertretungsbefugnis nach § 52 Abs. 2 BFA-VG 2014 - sieht als nationale Umsetzung der entsprechenden 
Bestimmungen der Richtlinie 2013/32/EU zu gemeinsamen Verfahren für die Zuerkennung und Aberkennung 
des internationalen Schutzes (Verfahrensrichtlinie) - keine Einschränkung des Umfangs der (an das 
entsprechende Ersuchen des Fremden gebundenen) Vertretung in Beschwerdeverfahren vor dem VwG vor. Die 
Vertretungsbefugnis eines Rechtsberaters ist in diesen Fällen also nicht beschränkt, weshalb er zur Setzung 
sämtlicher Akte im Verfahren vor dem BVwG grundsätzlich berechtigt und auch verpflichtet ist (vgl. VwGH 
30.5.2017, Ra 2017/19/0113). 
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